
9

Wirtschaft
Montag, 27. Februar 2023

Gestohlene Daten Es scheint bis-
lang eine Kleinigkeit im Strudel
all der Skandale, die die Credit
Suisse (CS) im Moment durch-
leben muss. Vor rund zehn Ta-
gen kamheraus, dass die Schwei-
zer Grossbank in Indien ei-
nen Datendiebstahl hatte. Nicht
erst kürzlich, sondern bereits
2019 entwendete ein Angestell-
ter die Lohndaten von Tausen-
den von Mitarbeitern.

Betroffen sindAngestellte, die
2013 bis 2015 dabei waren. Of-
fenbar ging alles raus: die Lohn-
daten, die Angaben zum Bonus
und die dazugehörigen Bank-
kontoinformationen.

Bemerkt hat es die Bank be-
reits im März 2021. Gerichts-
angaben zufolge reichte die CS
bei einem US-Bundesgericht in
San Francisco 2021 Klage gegen
eine oder mehrere Personen
ein. Die Bank erklärte damals,
sie habe eine Untersuchung
eingeleitet, um den Umfang des
Falls abzuklären. Die Bank ver-
schaffte sich seither über die
Gerichte Zugang zu den gestoh-
lenen Daten. Angeblich dauerte
dies wegen der Corona-Lock-
downs sehr lange, nämlich bis
Dezember 2022.

Bis zu 600Millionen
Franken Bussemöglich
Bei der nun erfolgten Mitar-
beiterinformation schreibt aber
die CS, sie habe erst kürzlich
erfahren, dass es ein Datenleck
gegeben habe.Angeblich ist auch
bisher nichts Kriminelles damit
geschehen.

Allerdings stellt sich die
Frage, ob die CS nicht gegen die
Datenschutz-Grundverordnung
der EU verstossen hat, die von
der Schweiz übernommenwur-
de und somit auch hierzulande
gilt. Dies, weil es mit der Infor-
mation der Betroffenen zwei
Jahre lang ging. Die Nichteinhal-
tung der Datenschutz-Verord-
nung kann empfindliche Bussen
zur Folge haben. Bussgelder von
bis zu 4 Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes sind möglich.

Bei einemUmsatz von knapp
15 Milliarden Franken wären
das maximal knapp 600 Mil-
lionen Franken Busse. Die CS
steht im Kontakt mit den zu-
ständigen Regulatoren, in der
Schweiz auch mit der Finanz-
marktaufsicht (Finma).

Arthur Rutishauser

Hat die Credit
Suisse ihr Personal
zu spät informiert?

Konrad Staehelin

Eigentlich ist die Sache klar: Kin-
derbetreuung ist in der Schweiz
seit jeher Sache derKantone und
Gemeinden.Trotzdembehandelt
der Nationalrat am Mittwoch
eine parlamentarische Initiative,
laut der der Bund jährlich knapp
800 Millionen Franken für die
Finanzierung von Krippen, Kin-
derhortenundTagesschulen aus-
geben soll. Damit soll ein seit
20 Jahren laufendes, mit bisher
total 430 Millionen deutlich
schlankeres Projekt derAnschub-
finanzierung durch den Bund
ersetzt werden.

Neben kleineren Beiträgen
zur Qualitätssteigerung soll das
zusätzliche Geld vor allem die
Eltern entlasten und die Kosten
um 20 Prozent senken. Die ge-
steigerte finanzielleAttraktivität
des Angebots soll insbesondere
Müttern einenAnreiz bieten, ihre
Pensen zu erhöhen oder über-
haupt wieder ins Berufsleben
einzusteigen, statt sich um die
Kinder zu kümmern.

Die Kantone verteidigen sich
Dass dies dem Zeitgeist ent-
spricht, zeigte die Vernehmlas-
sung zurVorlage, in der sich eine
deutliche Mehrheit der Teilneh-
menden zustimmend äusserte.
Sehr angetan sind unter anderem
die Konferenzen der kantonalen
Sozialdirektorinnen und der Er-
ziehungsdirektoren, der Städte-
und der Gemeindeverband. In
einem gemeinsamen Brief rich-
teten sie sich in denvergangenen
Tagen an zahlreiche Parlamen-
tarier: «Wir ersuchen Sie drin-
gend, auf dieVorlage einzutreten
und sich für mehrheitsfähige
Lösungen zu engagieren.»

Das Engagement kommt teil-
weise schlecht an.«DasVerhalten
von Kantonen und Gemeinden
ist sehrbequem», sagt derBerner
FDP-Nationalrat Christian Was-
serfallen. «Kaumwinkt derBund
mit Geld, sind sie Feuer und
Flammeundkönnen sich zurück-
lehnen. Dabei haben sie sich
während Jahrzehnten zu wenig
engagiert,obwohl ihnendieKom-
petenz dafür zugefallen wäre.»

Christoph Amstad, Vizeprä-
sident der Konferenz der kanto-

nalen Sozialdirektoren und Ob-
waldner Landammann, wehrt
sich gegen diese Kritik. «Der
Bund ist gemäss Bundesverfas-
sung in der Mitverantwortung.
Schliesslich hat der Bundesrat
die Gleichstellung derGeschlech-
ter sowie die Förderung der
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf als eines seiner Legislatur-
ziele festgelegt.» Die Kantone
hätten sichweiter durchaus stark
engagiert, sagt der Mitte-Politi-
ker weiter und nennt die Stadt
Zürich, die vorletztes Jahr 90Mil-
lionen Franken investiert habe,
oder die Waadt, die 345 Millio-
nen aufgewendet habe.

Trotzdem landet die Schweiz
in internationalen Rankings be-

züglich derVereinbarkeit von Be-
ruf und Familie jeweils auf den
hinteren Rängen. Laut einer Stu-
die des UNO-Kinderhilfswerks
Unicef aus dem Jahr 2021 bieten
von 41 Industrieländernweltweit
nur drei schlechtere Leistungen
für Eltern als die Schweiz. Ins-
besondere in Fragen derAuszeit
nach der Geburt und den Kosten
sei die Schweiz unattraktiv.

Wie viel Geld die öffentliche
Hand schweizweit in die Kinder-
betreuung investiert, ist allerdings
eine grosse Unbekannte in die-
ser Diskussion. Das Bundesamt
fürSozialversicherungen schreibt
auf Anfrage: «Für eine Statistik
des Bundes in diesem Bereich
fehlt die Rechtsgrundlage.»

FDP-Vertreter Wasserfallen geht
davon aus, dass es die Vorlage
durch den Nationalrat schafft.
Während dasAnliegen jahrzehn-
telangunterdemTitel derGleich-
berechtigung und Fairness näm-
lich bloss die Unterstützung von
links und Teilen der Mitte er-
hielt, ist die Unterstützung heute
breiter: Der liberale Arbeitgeber-
verband und mit ihm zahlrei-
che weitere Bürgerliche halten
ein verstärktes Engagement des
Bundes für sinnvoll, da es ihnen
wirtschaftlich sinnvoll erscheint.

«Wir müssen wieder zurück
zu einer gesunden, stabilen Fi-
nanzpolitik», zeigte sich Karin
Keller-Sutter am Samstag im In-
terviewmit dieser Zeitung aller-

dings andererMeinung.Die neue
FDP-Finanzministerin hat als
erste grosseAufgabe gefasst, das
Budgetwieder ins Lot zu bringen.

Sollte das Parlament die Vor-
lage beraten, ist der Regierung
wichtig, dass sie so schlank wie
möglich daherkommt. Statt um
20 soll dieVorlage die Kosten für
die Eltern nur um 10 Prozent
senken. Damit würden die Kos-
ten für den Bund auf 360 Mil-
lionen Franken sinken.

200 Millionen davonwill sich
Keller-Sutter von den Kantonen
zurückholen, indem sie deren
Anteil an der direkten Bundes-
steuer senkt.Noch lieberwäre es
ihr aber,wennderNationalrat gar
nicht auf die Vorlage einträte.

Knatsch umdie Krippenfinanzierung
Parlamentarische Initiative Kinderbetreuung ist in der Schweiz vergleichsweise teuer. Eine breite Allianz fordert,
der Bund solle das ändern. Aber ist er überhaupt zuständig? AmMittwoch entscheidet der Nationalrat.

Man stelle sich vor, UBS-Chef
Ralph Hamers oder Credit-
Suisse-Präsident Axel Lehmann
würden einfach verschwinden.
Nicht einmal die engsten Mit-
arbeiter wüssten genau, wo sie
sich aufhalten und was sie ma-
chen. Von der Öffentlichkeit
ganz zu schweigen. Nur einer
weiss genau, wo er sich aufhält:
der Staat. Solche Szenarien pas-
sieren in China mit ziemlicher
Regelmässigkeit.

Jüngstes Beispiel ist das Ver-
schwinden des Investmentban-
kers und Milliardärs Bao Fan.
Dieser ist seit vorletzter Woche
nicht mehr erreichbar,weder für
Journalisten noch fürdie eigenen
Mitarbeiter.Die von ihmgegrün-
dete BankChina Renaissance be-
tonte zwar, es gebe keine
Hinweise darauf, dass sein Ver-

schwinden mit der Firma zu tun
habe.Dennochverlor derAktien-
kurs rund 30 Prozent anWert.

Wie Alibaba-Gründer
Solche Nachrichten führen in
ChinasWirtschaftswelt zu gros-
ser Nervosität. Schliesslich ist
Bao nicht irgendjemand, son-
dern einer der wichtigsten Fi-
nanziers der Internetbranche.
Vor der Gründung von China
Renaissance 2005 arbeitete er
unter anderem bei der Credit
Suisse und Morgan Stanley. Der
52-Jährige war an zahlreichen
derwichtigsten Deals der gröss-
ten chinesischen Techkonzerne
beteiligt, seien es Onlinehändler
wie JD.com, Meituan oder der
Fahrdienstleister Didi.

Es erinnert an dasVerschwin-
den von Alibaba-Gründer Jack

Ma 2020, einemderVorboten des
harten Durchgreifens der Staats-
führung gegen die boomende
Internetwirtschaft.Ma hatte sich
zuvor durch kaum verhohlene
Regierungskritik unbeliebt ge-
macht.Nach dreiMonaten tauch-
te erwieder auf.Von der lautstar-
ken Persönlichkeit des Milliar-
därs war nicht mehr viel übrig.
Ma ist jedoch nur der prominen-

teste Fall: Allein in diesem Mo-
nat verschwanden chinesischen
Medienberichten zufolge bei
einer Handvoll börsennotierter
UnternehmenwichtigeManager.

Flucht ins Ausland
Häufig stecken staatliche Ermitt-
lungen dahinter. Bei Baowird ge-
mutmasst, dass seinVerschwin-
denmit den Ermittlungen gegen
den ehemaligen Renaissance-
Präsidenten Cong Lin in Zu-
sammenhang steht. Dieser war
im Septembervon den Behörden
festgesetztworden, die genauen
Umstände sindweiterunklar.Re-
naissance hatte daraufhin seine
Verbindungen zu Cong gekappt.
Dabei hatte Bao laut dem chine-
sischen Finanzmedium«Caixin»
Cong erst 2020 von der Staats-
bank ICBC geholt.

ChinesischeMedien gehen davon
aus, dass es bei denErmittlungen
um Interessenkonflikte gehen
könnte, dass Cong Bao einige
Gefälligkeiten in seiner Zeit bei
ICBC erwiesen haben könnte. Im
Gegenzug soll ihn der Milliardär
mit einem eigens geschaffenen
Posten mit Millionengehalt in
dessen Bank belohnt haben.

Durch die seit gut einem Jahr-
zehnt anhaltende Antikorrup-
tionskampagne sowie das harte
Durchgreifen von Staats- und
Parteichef Xi Jinping gegen den
einst boomenden Privatsektor
wird es in China immer unge-
mütlicher für Milliardäre. Viele
haben in denvergangenen Jahren
Teile ihres Vermögens ins Aus-
land geschafft oder ihrenWohn-
sitz verlegt. Jack Ma wurde bei-
spielsweise seit seinem Ver-

schwinden öfter ausserhalb als
innerhalb Chinas gesehen.Auch
Zhang Yiming, der in Ungnade
gefallene Gründer von Byte-
dance, dem Mutterkonzern der
Video-App Tiktok, soll in den
vergangenen Jahren viel Zeit in
Singapur verbracht haben.

VieleMilliardäre investieren in
der Steueroase. In den vergange-
nen Jahren waren darunter im-
mer mehr Chinesen, die ihr Geld
vordemZugriff des chinesischen
Staats in Sicherheit bringen
wollten.Nach Informationen der
«Financial Times» hatte auch
Bao Ende vergangenen Jahres
entsprechende Vorbereitungen
getroffen. Für eine eigene Flucht
wares zudiesemZeitpunkt schon
zu spät: Laut «Caixin» hatten die
Behörden eine Ausreisesperre
gegen Bao verhängt. (sz/pauw)

Warum in China ständigManager verschwinden
Staatliche Ermittlungen Seit Tagen kann niemand Bao Fan erreichen: Es ist nicht das ersteMal, dass einMilliardär plötzlich unauffindbar ist.

Bao Fan, Gründer der Bank
China Renaissance. Foto: PD

Die Kinderbetreuung ist seit Jahrzehnten ein Politikum: Krippe in Denges VD. Foto: Laurent Gilliéron (Keystone)

Grösstenteils positive
Effekte erwartet

Vor einer Woche behandelte die
«NZZ am Sonntag» prominent
eine Publikation des Zürcher
Ökonomen Josef Zweimüller.
Laut dieser hatten Krippensub-
ventionen in Österreich nur einen
schwachen positiven Einfluss auf
die Erwerbstätigkeit von Müttern.
Daraus allerdings abzuleiten,
dass solche Finanzhilfen generell
nicht nützen, scheint aber nicht
angebracht: Eine Reihe von
Studien zeigt für die Schweiz
einen deutlichen Effekt.

So haben die Ökonomen vom
Institut BAK Economics errechnet,
dass ein zusätzlicher Betreuungs-
platz das Arbeitsvolumen um
46 Stellenprozent erhöhen würde,
sofern die Betreuungskosten
signifikant gesenkt werden. Ein
anderes Beispiel stammt vom
Institut Infras. Gemäss dieser
Studie könnten Mütter ihre
Erwerbstätigkeit substanziell
erhöhen, wenn die Preise,
die Erreichbarkeit oder die
Qualität des Angebots verbessert
werden. (kst)
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